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i l mma   t e r i a l ,  das   
Talibanmitgl ieder  Mitte 
November in der Nähe des 
Chaiber-Passes mit erbeu-
teten Humvees zeigt, zeugt 

von der hohen Belastung der pakistani-
schen Streitkräfte.

Aufgrund dieser Belastung und dem 
dazu kommenden hohen Druck auf seine 
Wirtschaft, wird das Jahr 2009 für die etwas 
wackelige pakistanische Landesregierung 
äußerst wichtig sein. Im Spätsommer 2008 
hat eine Zahlungsbilanzkrise die bankrotte 
Regierung hart getroffen und dies schon 
Monate vor der weltweiten Wirtschaftskrise.

Die Armee Pakistans führt in der Nähe 
der Grenze zu Afghanistan erneut harte 
Gefechte mit einer Talibangruppe – 
Gefechte, die nach einem im August von 
den Gruppenmitgliedern auf ein Kran-
kenhaus ausgeübten Bombenanschlag 

begannen. Die anschließenden Kämpfe 
bedeuteten das Aus für den Waffen- 
stillstand, der im Mai 2008 mit der Gruppe 
vereinbart worden war.

Bis November wurden 75 Prozent des 
Nachschubs für die NATO Truppen in 
Afghanistan aus Pakistan über den Chaiber-
Pass geliefert. Mit Angriffen auf Essens- und 
Treibstoffkonvois im November  ist die 
Lage kritischer geworden. Die Situation ist 
zur Zeit viel schlimmer, als sie es während 
der Tage nach dem Sieg der Pakistanischen 
Volkspartei (PPP) über die Streitmächte 
von General Pervez Musharraf im Februar 
2008 gewesen war. 

Der klare Sieg in den Landeswahlen 
erlaubte der Partei in Islamabad, eine 
nationale Koalitionsregierung mit den 
anderen großen säkularen Parteien zu 
bilden. Einige Analytiker betrachten den 
Wahlgew inn jedoch als  Folge des 

Mordanschlags auf Parteichefin Benazir 
Bhutto im Dezember 2007 und demnach 
als „Mitleidswahl“.

Koalitionsregierung bricht zusammen
Die Koalitionsregierung brach bereits 
wenige Monate nach ihrer Bildung unter 
den im März gemachten Versprechen wie-
der zusammen. Sie hatte versprochen, die 
Demokratie wiederherzustellen, die 
Diktatur abzuschaffen und die Verfassung 
von 1973 wieder in Kraft zu setzen wie sie 
am 12. Oktober 1999 bestand, d.h. vor dem 
Militärputsch von G eneral  Per vez 
Musharraf. 

Die Koalitionsregierung versprach auch, 
die in der Verfassung festgelegte Liste der 
geteilten Kompetenzen abzuschaffen, um 
so den vier Provinzen des Landes mehr 
Souveränität zu verschaffen. Sie wollte 
ebenfalls die Macht des Senates verstärken, 
dem Oberhaus des Parlaments, in welchem 
jede Provinz die gleiche Anzahl an 
Repräsentanten hat. Die Vertreter im 
Unterhaus, der „Nationalversammlung,“ 

Pakistan bemüht sich um die 
Wiederherstellung der Demokratie und die 
Beendigung des Terrorismus
Präsident Zardari strebt eine Übereinkunft mit den Grenzprovinzen an.

Ismail Khan ist Redakter beim „Daily Dawn“, Nordwestprovinz, Pakistan. Er arbeitet in 
Peshawar und schreibt über Geschehnisse in der Provinz und den Stammesgebieten unter 
Zentralverwaltung.
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Pakistans Präsident Asif Ali Zardari (rechts), begleitet von seinem afghanischen Amtskollegen Hamid Karzai, bei einer Pressekenferenz im 
September 2008. Nach den ruhmreichen Tagen im Februar 2008, als Zardaris säkulare Pakistanische Volkspartei General Pervez Musharrafs 
Truppen besiegte, sieht sich der Präsident nun mit verschiedenen schwierigen Themen konfrontiert.
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werden proportional zur Bevölkerung der 
Provinzen gewählt. Es wird von den 
Vertretern der Provinz Punjab dominiert, 
da dort über 50 Prozent der Bevölkerung 
Pakistans lebt. 

Benazirs Witwer, Asif Ali Zardari, hat 
aufgrund seiner Korruptionsbeschuldigun- 
g e n  e i n e n  s c h l e c h t e n  Ru f .  Na c h 
mehrjähriger Haft ohne richterliche 
Verurteilung wurde Zardari schließlich 
durch Mu-sharrafs Verwaltung ins Exil 
freigelassen. Durch die Ermordung seiner 
Frau in der Garnisonstadt Rawalpindi 
wurde er zurück ins politische Rampenlicht 
katapultiert.

Nebst dem politischen Vermächtnis 
seiner beliebten Frau war Zardari auch 
durch eine „National Reconciliation 
O r d i n a n c e“  b e g ü n s t i g t ,  e i n e  A r t 
Ve ro rd nu ng  f ü r  d i e  k au t i o n s f re i e 
Entlassung aus der Gefangenschaft. Diesen 
umstrittenen Erlass hat Benazir Bhutto mit 
Musharraf ausgehandelt, um sich, ihren 
Ehemann und weitere Personen von den  
Korruptionsbeschuldigungen zu befreien.

Zwanghafter Rücktritt Musharrafs
Dem Druck der Anwaltsverbände und der 
ehemaligen Partner in der Koalitions-
regierung zum Trotz zwang Zardari 
Präsident Musharraf, unter Androhung 
eines Amtsenthebungsverfahrens, sein 
Amt niederzulegen. Am 18. August gab 
General Musharraf seinen Rücktritt 
bekannt. Nach neunjähriger Allein-
herrschaft über Pakistan wies man ihm die 
Tür.

Doch kaum war Musharraf zurückge-
treten, trat zwischen Bhuttos Partei und 
ihren Koalitionspartnern Uneinigkeit auf 

bezüglich der Richter, die unter der 
Herrschaft von Musharraf suspendiert 
wurden. Die Koalitionspartner verlangten, 
dass  der  O b erste  R ichter  I f t ikhar 
Muhammad Chaudry sowie alle anderen 
suspendierten Richter unverzüglich wie-
der eingesetzt würden. Zardari reagierte 
schnell und stellte sich als Präsident-
schaftskandidat zur Wahl und wurde am 6. 
September 2008 zum Präsidenten von 
Pakistan gewählt.

Kurz vor seiner Wahl brach Zardari sein 
Versprechen, die suspendierten Richter 
wieder einzusetzen. Er gab nie einen 
Grund für seine Weigerung an. Kritiker 
behaupten, er befürchtete, dass die Korrup- 
tionsanschuldigungen der 80er und 90er 
Jahre gegen ihn von den Richtern wieder 
aufgenommen und weitergeführt werden 
könnten. Zardaris Weigerung, die Richter 
wieder einzusetzen, veranlasste den 
Austritt des Koalitionspartners aus der 
Regierung. Die Hoffnung auf eine stabile 
Regierung war zerstört.

Analytiker glauben, dass Zardari den 
Koalitionspartner umgangen und nur 
benutzt habe, um Musharraf zu einem 
friedlichen Abgang zu zwingen. Dies 
scheint der Fall zu sein, hätte doch nie-
mand an den unglaublichen Aufstieg 
Zardaris geglaubt – vom Gefangenen zum 
Präsidenten von Islamabad. Oben ange-
kommen, erwarten den Präsidenten 
Zardari eine Reihe komplexer Probleme: 
vom wirtschaftlichen Zusammenbruch 
über den regelrechten Aufstand im 
Südwesten der Provinz Balutschistan bis 
hin zum Stützpunkt der Taliban und der Al-
Kaida in den Stammesgebieten unter 
Zentralverwaltung und den allgegenwärti-
gen Anzeichen einer „einschleichenden 

Talibanisierung“.
Zardari wird weiter aufgerieben 

z w i s c h e n  e i n e m  a b g e s c hw ä c ht e n 
Staatsapparat und einer zunehmenden 
Forderung nach mehr Autonomie der 
Provinzen, vor allem von Belutschistan 
und der Nordwestprovinz.

Erfüllen der Forderungen der Provinzen
Um all diesen Problemen Beachtung zu 
schenken, forderte der neu gewählte 
Präsident in seiner Antrittsrede das 
Parlament auf, die Macht des Präsidenten 
empfindlich einzuschränken – allen voran 
die Befugnis, die Nationalversammlung 
aufzulösen – und die Streitfrage um die 
Autonomie der Provinzen zu behandeln. 
Zardari verlangte vom Gesetzgeber auch, 
Maßnahmen zu ergreifen,  um die 
Probleme Belutschistans azugehen. 
Zudem soll die Nordwestprovinz in 
Pakhtunkhwa umbenannt werden, um 
dem seit langem bestehenden Begehren 
seiner Bevölkerung entgegen zu kommen. 
Zardari gelobte auch, dass er Terroristen 
und Extremisten weiterhin verfolgen 
werde.

Andere Politiker tragen zu einer sta-
bileren Lage in Afghanistan bei, indem sie 
Frieden in die pakistanischen Grenz-
r e g i o n e n  b r i n g e n .  O w a i s  G h a n i , 
Gouverneur der Nordwestprovinz, schlug 
den Vereinigten Staaten von Amerika am 
25. September vor, das Gespräch mit den 
afghanischen Taliban zu suchen und einen 
Waffenstillstand zu vereinbaren. Dieser 
würde der ganzen Region Frieden bringen.

In Pakistan ist  die von Zardaris 
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Grenzprovinz wählt 
religiöse 
Koalitionsregierung ab 

Kürzliche Ereignisse in Pakistans 
Nordwestprovinz haben sich als Echo zu 
den landesweiten Begebenheiten erwie-
sen. Die säkulare Awami-National-Partei, 
welche die Abstimmung im Februar 2008 
gewonnen hat, versprach die bewaffne-
ten Extremisten zu stoppen und den 
Frieden wieder herzustellen.

Während der sechsjährigen Herrschaft 
der  vorher igen Regier ung,  einer 
religiösen Koalition die Muttahida Majlis-
e-Amal genannt wird, haben sich einige 
Talibangruppierungen an der Grenze zu 
Afghanistan in Pakistans Stammes- 
gebieten angesiedelt.

Die verschiedenen Talibangruppie- 
rungen einigten sich später und bildeten 
im Dezember 2007 eine vereinigte 
Pakistanische Organisation, die Tehrik-i-

Taliban Pakistan genannt wird. Diese 
Organisation hat nicht nur in den meisten 
der sieben Stammesgebiete unter 
Bundesverwaltung das Sagen, sondern 
stellt auch eine erhebliche Sicherheits-
bedrohung für die Nordwestprovinz und 
nach ihrer Ausdehnung für ganz Pakistan 
dar.

Während ihrer Herrschaftszeit in der 
Provinz gehörten Selbstmordattentate, 
Straßenbombardierungen und Bombar-
dierungen von Mädchenschulen zum 
Alltag. Ein Friedensabkommen mit den 
bewaffneten Extremisten im Mai 2008 
hielt nur kurz an.

Die Extremisten hielten sich nicht an 
das Abkommen, mit der Begründung, die 
Regierung habe ihre Versprechen nicht 
gehalten, Gefangene freizulassen und 
Islamisches Recht in der Region durchzu-
setzen. Die Regierung schlug zurück mit 
dem Vorwurf, die pakistanischen Taliban 
im Swat-Tal hätten Bombenanschläge auf 
Schulen und gezielte Morde verübt.

Das Swat-Tal steht wieder einmal in 

Flammen. Die Situation rund um Pescha-
war, der Hauptstadt der Nordwestprovinz, 
i s t  u n s i c h e r.  Umg eb e n  vo n  d re i 
Stammesgebieten im Süden, Westen und 
Norden, hat Peschawar den plötzlichen 
Anstieg kriegerischer Aktivitäten stark 
miterlebt.

Die Situation bleibt auch in anderen 
Gebieten Pakistans unstabil, insbeson-
d e r e  i m  s ü d l i c h e n  T e i l  d e r 
Stammesgebiete unter Bundesherrschaft, 
Nord- und Süd-Waziristan, welche 
gemäß der amerikanischen Regierung als 
geheime Verstecke der Al-Kaida dienen. 

Der Föderalismus wird als bestes 
Staatssystem für Länder mit verschie-
denen Volksgruppen bezeichnet. Doch 
der Föderalismus und alle anderen 
Staatssysteme können nur fest verankert 
sein, wenn ein stabiler und unerschrocke-
ner politischer Wille vorhanden ist. Das 
ist die Frage in Pakistan: Wollen die ver-
schiedenen Volksgruppen überhaupt, 
dass der Föderalismus funktioniert?
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Pakistanischer Volkspartei geführte 
Koalitionsregierung dabei, anhand einer 
Politik (welche „nationale Versöhnung“ 
genannt wird) an die kleineren Provinzen 
heranzukommen. Die Unterstützung zur 
Umbenennung der Nordwestprovinz 
und die Einstellung der Verfolgungen 
nationalistischer Anführer aus Belutschi-
stan sind Ansatzpunkte dieser Politik, die 
dazu führen sollen, Uneinigkeiten und 
Missstände zu beheben. In Belutschistan 
gibt es bereits ermutigende Ergebnisse.

Ein Komitee wird bereits errichtet, um 
den Forderungen der Provinzen zu mehr 
Autonomie entgegen zu kommen und um 
dem Senat gewisse finanzielle Kom- 
petenzen und eine Überwachungsbefugnis 
über die Zuteilung von wichtigen Ämtern 
zuzusprechen. Ein weiteres Komitee ist 
bereits dabei, politische, juristische und 
administrative Reformen in Pakistans 
Stammesgebieten durchzuführen.

Aber nur wenige Stunden nach Zardaris 
Antrittsrede, gerade als die Muslime das 
Fest des Fastenbrechens am Ende des hei-
ligen Ramadanmonats Ende September 
f e i e r n  w o l l t e n ,  r a m m t e  e i n 
Selbstmordattentäter seinen mit Spreng-
stoff geladenen Laster in Islamabads 
Wahrzeichen, dem Marriott-Hotel. Dabei 
sind etwa sechzig Menschen getötet und 
etliche mehr verwundet worden.

Militärischer Feldzug gegen Extremisten
Der verheerende Bombenanschlag mitten 
in der Hauptstadt schockierte das ganze 
Land. Vehemente Aufrufe zu einer umfas-
senden Debatte im nationalen Parlament 
zum Thema „Krieg gegen den Terror“ wur-
den stärker. Es soll über die Vor- und 
Nachteile diskutiert und ein nationaler 
Konsensus gefunden werden.

Zardari und sein Premierminister, 
Yousaf Raza Gillani, versprachen, eine 
Besprechung zu diesem Thema mit den 
Parlamentariern hinter verschlossenen 
Türen zu führen, um eine dringend nötige 
Einigung zum Thema „Krieg gegen den 

Terror“ zu erlangen.
Diese Einigkeit ist bis jetzt noch nicht 

zustande gekommen. Die Armee schlägt 
weiterhin Aufstände in den Stam- 
m e s g e b i e t e n  a n  d e r  G r e n z e  z u r 
Nordwestprovinz und im Swat Tal mili-
tärisch nieder. Große Verluste auf Seiten 
der Regierung und gebrochene Waffenstill-
standsvereinbarungen mit den Taliban 
und anderen bewaffneten Extremisten 
gefolgt von neuen Kämpfen, lassen die 
Hoffnung auf Frieden schwinden.

Erst kürzlich musste Zardari zudem ein 
erzürntes Indien beruhigen, welches skru-
pellosen Pakistanern die Schuld am 
Terroranschlag vom 26. November in 
Mumbai zuordenete. Bei diesem Anschlag 
wurden in Indiens Finanzmetropole mehr 
als 180 unschuldige Inder und internatio-
nale Touristen niedergeschossen. Diese 
intern und extern aufbrechenden schweren 
Probleme schieben die  poli t ische 
Diskussion über den pakistanischen 
Föderalismus auf Zardaris Prioritätenliste 
immer weiter nach unten. 

indiens  
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aufwärts zu beobachten. 
Sowohl die Wucht des Monsuns als 

auch die Ruhe in der Winterzeit haben 
nachteilige Auswirkungen für den Anbau 
im Nordosten des Landes. Die Regierungen 
der einzelnen Staaten haben diese 
Probleme bisher mit Hilfe der lokalen 
Regierungen individuell an die Hand 
genommen. Da jedoch die Gebiete 
flussabwärts und die Gebiete flussaufwärts 
hydrologisch miteinander verbunden sind, 
müssen integrale Verwaltungspraktiken 
eingeführt werden. 

Die nationale Wasserpolitik aus dem 
Jahre 2002 betont die Notwendigkeit einer 
Gesamtplanung, die das ganze Becken be-
trifft. Diese Planung soll die Bekämpfung 
von Überschwemmungen und die 
Verwaltung des Wassers beinhalten. 
Ebenso die Umsetzung von nicht struk-
t u r e l l e n  M a ß n a h m e n  w i e  Ü b e r- 
s c h w e m m u n g s p r o g n o s e n  u n d 

–warnungen, Nutzungszuweisungen und 
Schutz gegen Überschwemmungen. Mit 
Hilfe dieser Maßnahmen sollen die 
Schäden möglichst gering gehalten 
werden.

Eine dadurch nötig gewordene bilate-
rale Vereinbarung sollte zwischen dem 
Staat Assam und seinen Nachbarn, 
besonders mit dem Staat Arunachal 
Pradesh geschlossen werden, um die 
Wasserströme in die Becken der einzelnen 
Staaten zu regeln. Vereinbarungen konnten 
aber nur schwer getroffen werden, weil 
sich die Staaten aus politischen Gründen 
wehren, die ländliche und städtische 

Bevölkerung wegen Nutzungszuweisungen 
o d e r  w e g e n  d e r  E r r i c h t u n g  v o n 
Infrastruktur zur Bekämpfung von 
Überschwemmungen umzusiedeln. 

Die Situation wird noch erschwert 
durch die Tatsache, dass in verschiedenen 
nordöstlichen Staaten die Verwaltung von 
Wasserressourcen nicht den Staaten unter-
s t e l l t  i s t  s o n d e r n  t r a d i t i o n e l l e n 
Institutionen (ländliche lokale Räte).

Erstarkung lokaler Regierungen
Mit der 73.  und 74.  Änderung der 
Verfassung im Jahre 1992 wurde eine dritte 
Regierungsebene geschaffen. Gemäß dem 
elften und zwölften Anhang der Verfassung 
wurden über zwei Dutzend Bereiche an die 
Dorfräte oder lokalen Räte und an die 
Gemeinden übertragen. Darunter fällt 
u n t e r  a n d e r e m  d e r  U m g a n g  m i t 
Trinkwasser, die Wasserverwaltung, die 
Entwicklung des Wassereinzugsgebiets, 
geringfügige Bewässerung, sanitäre 
Anlagen, unterirdische Leitungen, Brücken, 
Fähren, Wasserstrassen und andere 
Kommunikationsmittel.

D i e  E r s t a r k u n g  d e r  l o k a l e n 
Regierungsinstitutionen führt zu einer 
n e u e n  D i m e n s i o n  i m  i n d i s c h e n 
Föderalismus. Das Aufkommen des pan-
c h a y a t i  r a j  h a t  d i e  M a c h t  d e r 
Zentralregierung zudem noch mehr 
geschwächt. Regieren ist heute viel mehr 
eine föderalistische Aufgabe als bisher. Was 
für Formen und Dimensionen die Konflikte 
über Wasser und Wasserressourcen 
a n n e h m e n  w e r d e n ,  i s t  s c h w e r 
vorauszusehen.

In Anbetracht der Tatsache, dass 
Wasserkonflikte je länger desto schwieriger 

zu lösen sind, schlagen einige Experten vor, 
dass Flüsse durch Kanäle verbunden 
werden sollen. Die BJP Regierung trieb 
diese Idee voran.

Die Nationalisierung der großen inter-
staatlichen Flüsse, um Wasserkonflikte zu 
vermeiden, ist verfassungsrechtlich zuläs-
s i g ,  w i r d  a b e r  w o h l  v o n  j e d e r 
Zentralregierung abgelehnt, die auf 
Frieden mit den Staaten aus ist. Eine 
bessere Option wäre der Wasserschutz und 
die Verwaltung der Nachfrage.

D i e  S a r k a r i a - K o m m i s s i o n  f ü r  
Beziehungen zwischen der Union und den 
Staaten, die im Jahre 1988 gegründet wurde, 
empfahl, dass die Zentralregierung ein 
Gericht schaffen soll und zwar jeweils 
innerhalb eines Jahres, nachdem die 
Beschwerde eingegangen ist. In Anbetracht 
dessen sollte der Centre-State Relations Act 
in diesem Sinne revidiert werden, so dass 
Urteile dieses Gerichtes innerhalb von fünf 
Jahren gültig werden und die gleichen 
Wirkungen und allfälligen Sanktionen 
nach sich ziehen wie Urteile des Obersten 
Gerichts.

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
d a s s  I n d i e n  g e l e r n t  h a t ,  m i t 
Wasserkonflikten umzugehen. Für das gute 
Funktionieren eines föderalistischen 
Staates jedoch müssen Wege gefunden 
werden, um zu gewährleisten, dass Staaten 
ihre Kompetenzen über Flüsse nicht miss-
brauchen. Föderalismus sollte keine 
Strategie für Teilstaaten sein, um wie unab-
hängige Republiken zu funktionieren. 
Gleichzeitig muss die Zentralregierung die 
Rolle eines Verwalters für alle natürlichen 
Ressourcen, einschließlich Wasser, spielen.  
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